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3nhalt. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Competenz zur Unterſagung der ſerneren Benützung einer Badeanſtalt aus ö ent⸗ 
lichen Sanitätsrückſichten. 9 ö ff 

Convalidirung einer ohne kreisamtliche Bewilligung heimlich geſchloſſenen Judenehe. 
Zuſtändigkeit der politiſchen Behörden zur diesfälligen Ensch ang 5 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 


gehört überhaupt nicht vor das Forum der Gewerbsbehörde, ſondern 
iſt lediglich als eine den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde 
betreffende localpolizeiliche Sanitätsangelegenheit anzuſehen, die theilweiſe 
auch die Badepolizei trifft. ($ 37, P. 3 t. b und d der Gemeinde- 
ordnung für *, L. G. Bl. Nr. 47 ex 1869, und Geſetz vom 30. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 68, betreffend den öffentlichen Sanitätsdienſt, 
§ 3 it. a.) Die in der „Zeitſchrift für Verwaltung“, pag. 47 ex 1871, 


pag. 2 ex 1874 und pag. 91 ex 1874 enthaltenen, theilweiſe gegen⸗ 


theiligen Entſcheidungen dürften für dieſen Fall von keiner Bedeutung 


Erledigungen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


ſein, weil ſämmtliche Gewerbe vor Augen haben, wo eine Genehmigung 
der Betriebsanlage von der Gewerbsbehörde erforderlich iſt, dies im 
vorliegenden Falle jedoch geſetzlich nicht ſtatt hat. 

Nach dieſer Anſicht wäre die Stadtrathsentſcheidung aus Anlaß 
des Recurſes zu caſſiren und dem Stadtrathe zu bedeuten, daß es ihm 
frei ſteht, gegen St. im Sinne des § 37, P. 3, lit. b und d der 


Competenz zur Unterſagung der ferneren Benützung einer Bade: | 
anſtalt aus öffentlichen Sanitätsrückſichten. 


Im Jahre 1860 errichtete ein gewiſſer W. unterhalb der G.. 
Mühle in * im Mühlgange eine Badeanſtalt; es wurden nach den 
Beftimmungen der Gewerbeordnung die Betriebsanlage nach voraus- 
gegangener commiſſioneller Verhandlung (3. Mai 1860) genehmigt, ihm 
verſchiedene Bedingungen geſtellt und ſodann der Gewerbeſchein aus⸗ 
geſtellt. (Magiſtratserlaß 12. Mai 1860, Zahl 7721.) 

W. legte die diesbezügliche Gewerbsberechtigung zurück, wogegen 
J. St. den Betrieb dieſer Badeanſtalt beim Stadtrathe * anmeldete, 
in Folge deſſen ihm ohne Weiteres der Gewerbeſchein Nr. 12.901, 
ddto. 13. Juni 1876, ausgefertiget wurde. 


In Folge eines Antrages der vom Gemeinderathe eingeſetzten 
Epidemie⸗Sanitätscommiſſion zog nun der Stadtrath * laut Erlaſſes 
ddto. 26. November 1878, Zahl 45.549, die „ertheilte Conceſſion“ 
zur Errichtung dieſer Badeanſtalt aus ſanitären Rückſichten wieder zurück 
und unterſagte dem gegenwärtigen Gewerbsinhaber J. St. den ferneren 
Betrieb dieſer Anſtalt, und zwar ausgehend vom Standpunkte der 
Gewerbeordnung, indem dem St. mit Berufung auf § 38 der Gew. Ordn. 
der Recurs an die Landesſtelle binnen 14 Tagen eingeräumt wurde. 

Bei Beurtheilung des eingebrachten Recurſes machten ſich bei der 
Landesſtelle zweierlei Anſchauungen geltend: 


Nach der einen iſt das Gewerbe der Haltung einer Badeanſtalt 
ein freies Gewerbe, wofür die Genehmigung der Betriebsanlage im 
Sinne des III. Hauptſtückes der Gewerbeordnung nicht normirt iſt. 
Die vom Stadtrathe verfügte Betriebseinſtellung der St.ſchen Bade- 
anſtalt iſt demnach lediglich die Entziehung der Gewerbsberechtigung 
ſelbſt, die jedoch im Sinne der Gewerbeordnung nur in den sub 88 60 
und 138 Gew. Ordn. erwähnten Fällen platzgreifen darf. Eine Gewerbs⸗ 
entziehung aus Sanitätsrückſichten kennen dieſe Paragraphe nicht, daher 
die ſtadträthliche Verfügung geſetzwidrig erſcheint. Die ganze Frage 


* Gemeindeordnung und des $ 3 lit. a des Geſetzes ddto. 30. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 68, im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe das Amt 
zu handeln, wogegen der Recurs gemäß $ 46 der * Gemeindeordnung 
an den Gemeinderath offen ſteht. 


Nach der andern Anſchauung iſt jedoch der Vorgang des Stadt— 
rathes — was zunächſt die Competenz betrifft — in der Gewerbeordnung 
begründet. Bei der Anmeldung des freien Gewerbes der Haltung einer 


Badeanſtalt *), auch wenn fie nicht mit Dampfkraft betrieben wird, muß 


zuerſt die Betriebsanlage geprüft werden, denn es kommen nicht nur 
Sanitäts- (Beſchaffenheit des Waſſers), ſondern auch Sittlichkeits- und 
Sicherheits- (Gefährdung des Lebens, meiſtens Anbringung von Rechen 
u. ſ. f.) Rückſichten, eventuell auch Beſtimmungen des Waſſergeſetzes in 
Betracht zu ziehen In dieſer Weiſe iſt auch der Magiſtrat im Jahre 1860 
vorgegangen. Es muß daher auch die Gewerbsbehörde als competent ange— 
ſehen werden, wenn es ſich um die Beſeitigung einer beſtehenden Betriebs⸗ 
anlage aus öffentlichen Rückſichten handelt. Es wird aber diesfalls auf 
die früher citirten Entſcheidungen des Miniſteriums des Innern und 
auf den Umſtand hingewieſen, daß die bekannte Entſcheidung des 
Reichsgerichtes aus dem Jahre 1874 zu Anomalien führen müßte. 
Bei Genehmigung einer gewerblichen Betriebsanlage wird der ein— 
ſchlägige ſelbſtſtändige Wirkungskreis der Gemeinde in die Competenz 
der Gewerbsbehörde gezogen; es kann daher der § 3 des Sanitäts— 
geſetzes vom Jahre 1870 und des Gemeindeſtatutes von * ebenſo wenig 
die Incompetenz der Gewerbsbehörde im vorliegenden Falle begründen, 
als der Gemeindevorſteher bei induſtriellen Bauten einen abgeſonderten 
Bauconſens nach der Bauordnung ertheilen wird (Landesgeſetz 1866). 
Was den meritoriſchen Inhalt des recurrirten ſtadträthlichen Erkennt- 
niſſes anbelangt, ſo iſt lediglich die Styliſirung minder glücklich; es 
wurde dem St. nicht das Gewerbe entzogen, ſondern es wurde ihm 
nur die fernere Benützung der gegenwärtigen Betriebsanlage unterſagt. 


it. g des Kundmachungs⸗Patentes zur Gewerbeordnung vom Jahre 
1859 trifft hier offenbar nicht zu. 


Nach den ärztlichen Gutachten iſt die Einſtellung des Betriebes aus öffent⸗ 
lichen Rückſichten vollkommen begründet. Das jetzige Gewerbegeſetz nor⸗ 
mirt in ſolchen Fällen keine Entſchädigung. Zudem ſind die öffentlichen 
Humanitätsanſtalten der Gemeinde früher entſtanden (Krankenhaus 1866, 
Iſolirauſtalt 
(1876), obgleich die Genehmigung der Betriebsanlage 1860 erfolgte. 


Schließlich hat die Landesſtelle mit Erlaß vom 26. März 1879, 
3. 3437, dem Recurſe des J. St. gegen das ſtadträthliche Erkennt⸗ 
niß, womit ihm die fernere Benützung der unterhalb der G. . Mühle 
gelegenen Betriebsanſage feiner Badeanſtalt auf Grund der Beſtimmun— 
gen der Gewerbeordnung aus öffentlichen ſanitären Rückſichten unterſagt 
wurde, aus den Entſcheidungsgründen keine Folge gegeben und dem 
Recurrenten anheimgeſtellt, die Genehmigung einer anderweitigen zu— 
läfſigen Betriebsanlage zu erwirken und fein Gewerbe ſodann weiter zu 
betreiben. 


Ueber Miniſterialrecurs hat das Miniſterium des Innern mit 
Eutſcheidung vom 3. Februar 1881, 3. 11.990, die Erkenntniſſe der 
beiden Unterbehörden mit dem Beifügen behoben, daß es Sache der 
Gemeinde * ift, im Grunde des § 3, lit a, des Geſetzes vom 30. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 68, und des § 37, lit. d, der Gemeindeord— 
nung für * mit Rückſicht auf die erhobene, auch vom Landesſanitäts⸗ 
rathe und vom oberſten Sanitätsrathe anerkannte Unzuläſſigkeit der 
ferneren Benützung des Mühlbachwaſſers unterhalb der Canaleinmün— 
dungen als Badeſtelle im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe ein Badeverbot 
unter Bezeichnung der betreffenden Stellen zu erlaſſen. 


Dieſe Entſcheidung wird damit motivirt, daß es ſich im vor— 


liegenden Falle weder um Uebelſtände in der Einrichtung der Bade- 
noch um eine gewerbliche Betriebsanlage im Sinne des $ 31 


anſtalt, 
der Gewerbeordnung, ſondern lediglich um die aus local-polizeilichen 


Rückſichten nöthige Einſtellung der Benützung des Waſſers zum Baden 


an der betreffenden Stelle zur Abwehr ſanitärer Uebelſtände handelt, 
dieſe Verfügung aber nicht von der Gewerbsbehörde auf Grund der 
Beſtimmungen der Gewerbeordnung, ſondern nur von der Gemeinde im 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe ausgehen kann, wogegen dem Recurrenten 
ſeinerzeit die Beſchwerde im autonomen Juſtanzenzuge und nicht nach 
den Beſtimmungen der Gewerbeordnung offen bleibt, weil eine ſolche 
Verfügung nicht die Entziehung ſeiner Gewerbeberechtigung überhaupt, 


ſondern nur die Beſchränkung der Benützung des Mühlgangswaſſers an 


einer beſtimmten Stelle für die Ausübung der Gewerbeberechtigung 
dortſelbſt zur Folge hat. Zugleich wird auf Grund des Gutachtens des 
oberſten Sanitätsrathes darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſelben ſani— 
tären Gründe, welche gegen die Benützung betreffender Stellen des 
Mühlgangswaſſers zum Baden ſprechen, auch rückſichtlich jener etwaigen 
gewerblichen und wirthſchaftlichen Vorrichtungen in Betracht kommen, 
bei welchen das Mühlgangswaſſer auf eine ſolche Weiſe in Verwendung 
kommt, daß hiedurch eine Infection herbeigeführt werden kann. 


M. R. 


Convalidirung einer ohne kreisämtliche Bewilligung heimlich ge: 
ſchloſſenen Judenehe. Zuftandigkeit der politiſchen Behörden zur 
diesfälligen Entſcheidung. 

In November 1873 iſt Thereſia H. bei der politiſchen Behörde 
um Giltigerklärung der von ihr im Jahre 1833 mit Florian F. in 
K. nach moſaiſchem Ritus, ohne die im & 124 a. b. G. B. vor⸗ 
geſchriebene kreisämtliche Bewilligung, geſchloſſenen Ehe und ſohin um 
Anerkennung der Ehelichkeit der aus dieſer Verbindung hervorgegangenen 
Kinder eingeſchritten, indem fie ſich darauf berief, daß nach der kaiſer— 
lichen Verordnung vom 29. November 1859, R. G. Bl. Nr. 217, 
die vor Kundmachung derſelben ohne kreisämtliche Bewilligung ein— 
gegangenen Judenehen wegen dieſes Mangels allein nicht mehr als 
ungiltig anzuſehen ſeien, in thatſächlicher Beziehung aber anführte, daß 
die Trauungshandlung von dem Religionsweiſen ihres Wohnortes K. 
in M. in Gegenwart der ſeither verſtorbenen Trauungszeugen M. F. 
und S. G. aus M. in ſolenner Weiſe nach moſaiſchem Ritus vollzogen 
worden ſei, daß der ſeither verſtorbene Religionsweiſer B. dies am 
12. November 1871 in Gegenwart mehrerer namhaft gemachter Zeugen 
beſtätigt habe, daß ſie nach heimlich vollzogener Trauung mit Florian F. 
bis zu deſſen im Jahre 1846 erfolgtem Ableben in. K. in ehelicher 
Gemeinſchaft gelebt habe, von ſämmtlichen Einwohnern dieſer Stadt 
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1872), als der jetzige Beſitzer ſein Gewerbe anmeldete 


als deſſen rechtmäßig angetraute Gattin angeſehen und behandelt worden 
fei, und daß ihre aus dieſer Verbindung hervorgegangenen Kinder all— 
gemein mit dem Familiennamen ihres Vaters benannt worden ſeien, 
wie all' dies von mehreren angeführten Zeugen beſtätigt werde und in 
letzterer Beziehung insbeſondere auch durch ein von dem Dechant und 
ſeinerzeitigen Gemeindevorſteher in K. ausgeſtelltes Zeugniß dargethan 
erſcheine. 

In Erledigung dieſes Einſchreitens hat die k k. böhmiſche Statt- 
halterei mit Erlaß vom 15. November 1873, Z. 61.241, der Geſuch⸗ 
ſtellerin bedeutet, es könne, nachdem kein rechtsgiltiger Nachweis darüber 
beigebracht wurde, daß deren angebliche Trauung mit Florian F. nach 

den bezüglichen Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, 
Ma aber nach jenen der S$ 127 und 128 vorgenommen worden 
iſt, die angeſuchte nachträgliche Eintragung dieſes Trauungsactes, ſowie 
die auf Grund dieſer weiter angeſtrebten Legitimationsvorſchreibung der 
aus der vorbemerkten Verbindung angeblich entſproſſenen Kinder erſt 
dann erfolgen, wenn über die Giltigkeit dieſer Ehe, nach Weiſung des 
§ 97 a. b. G. B., eine gerichtliche Entſcheidung gefällt und vorgelegt 
werden wird. 


In Befolgung dieſer Weiſung hat ſohin Thereſia H. durch Dr. 

Hesky am 21. Mai 1874 bei dem k. k. Kreisgerichte T., als dem mit 
Rückſicht auf ihren letzten gemeinſchaftlichen Wohnfitz mit Florian F. 
im Sinne des $ 14 C. J. M. zuſtändigen Gerichtshofe erſter Inſtanz 
unter Darlegung des obangeführten Sachverhaltes, eine wider Florian F. 
aus K., reſp. gegen den im Sinne der SS 97 und 276 a b. G. B. 
für ihren verſtorbenen Gatten zu beſtellenden Curator, ein Klage auf 
Giltigerklärung ihrer Ehe eingebracht. 
Zur Nachweiſung der thatſächlich vollzogenen Trauung berief ſich 
Klägerin in Ermangelung des nach § 128 erforderlichen urkundlichen 
Nachweiſes auf die Eingangs erwähnten Umſtände und legte eine nota= 
riell aufgenommene Erklärung zweier Frauen vor welche beſtätigten, 
ſich deutlich und beſtimmt zu erinnern, daß Thereſia H. etwa im Jahre 
1834 im Hauſe ihrer Eltern zu M. mit Florian F. aus K. nach 
moſaiſchem Ritus in ihrer und mehrerer Zeugen Gegenwart zu ſpäter 
Nachtzeit bei ſorgfältig geſchloſſenen Thüren und Fenſtern getraut 
worden ſei. Alle dieſe Umſtände ſeien nach Anſicht der Klägerin als beweis⸗ 
wirkende Momente anzuſehen, auf Grund deren ſie in Gemäßheit des 
§ 212 a. G. O. zur eidlichen Beſtätigung der Thatſache der vollzogenen 
Trauung zugelaſſen werden könne. 

Mit Beſcheid vom 26. Mai 1874, 3. 3028, iſt jedoch dieſe 
Klage zurückgewieſen worden, weil der Entſcheidung der Gerichtshöfe 
erſter Inſtanz nach dem § 14 des kaiſ. Patentes vom 20. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 251, die Rechtsangelegenheiten, in denen es ſich um 
die Ungiltigerklärung oder Auflöſung einer Ehe, nicht aber Rechts- 
angelegenheiten, in denen es ſich wie im vorliegenden Falle, um die Giltig— 
erklärung einer Ehe handelt, deren Abſchließung erſt erwieſen werden 
ſoll, vorbehalten ſind, dieſes k. k. Kreisgericht daher ſeine Zuſtändigkeit 
hinſichtlich des Klagsgegenſtandes nicht gegründet findet; weil ferner der 
geklagte Theil ein Verſtorbener iſt, für welchen weder nach dem 8 276 
a. b. G. B, noch nach der allgemeinen Gerichtsordnung ein Curator 

beſtellt werden kann. 

In dem dagegen eingebrachten Recurſe wurde hervorgehoben, daß 
jede Verhandlung über das auf Ungiltigerklärung einer Ehe gerichtete 
Begehren des einen Streittheiles nicht nur ſelbſtverſtändlich, ſondern 
auch mit Rückſicht auf die Vorſchriften der SS 97 und 99 a. b. G. B., 
ſowie der 88 13 und 14 des Ehepatentes nothwendigerweiſe auch auf 
die Erörterung der Giltigkeit ſich erſtrecke und eventuell ein Erkenntniß 
zu Gunſten der Giltigkeit der Ehe herbeiführen könne, wie auch umge— 
kehrt; daß es ferner den Principien der Gerichtsorganiſation entſpreche, 
eine Rechtsangelegenheit, in welcher es ſich um eine ſo wichtige Frage, 
wie die des Status einer Perſon und einer ganzen Familie handelt, 
der erhöhten Einſicht und collegialen Berathung eines Gerichtshofes 
vorzulegen; daß ferner die Klage nicht den verſtorbenen Gatten, ſondern 
feine unbekannten Rechtsnachfolger treffe, für dieſe aber nach § 276 
a. b. G. B. ein Curator zu beſtellen ſei, wie auch ein ſolcher nach 
§ 811 a. b. G. B. aufgeſtellt zu werden pflege; daß es weder un⸗ 
möglich, noch unſtatthaft ſei, daß höchſtperſönliche Rechte eines Ver⸗ 
ſtorbenen, welche der Verjährung nicht unterliegen, zur Austragung 
gebracht werden, zu welchem Behufe die Beſtellung eines Curators für 
den Verſtorbenen, beziehungsweiſe deſſen Repräſentanten nicht verweigert 


werden dürfe. Hiebei wurde auf die oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 
28. April 1874, 3. 4275 (Nr. 21 „J. Bl“, S. 269) auſmerkſam 
gemacht, in welcher der Satz ausgeſprochen wird, daß, wenngleich für 
einen gewiſſen Fall ausdrückliche geſetzliche Beſtimmungen nicht beſtehen, 


doch zur Hintanhaltung der dem Recurrenten aus der Vereitlung der 
Verhandlung und Entſcheidung drohenden Rechtsgefährdung zur Anz | 


wendung analoger geſetzlicher Beſtimmungen geſchritten werden könne 
und daher die Curatorsbeſtellung nach 8 276 gerechtfertigt erſcheine. 


Allein mit Entſcheidung vom 15. Juni 1874, Z. 16.072, iſt 


dieſer Recurs ab- und auf die Begründung der kreisgerichtlichen Ent— 
ſcheidung gewieſen worden. 

Der dagegen gerichtete außerordentliche Reviſionsrecurs iſt mit 
Erlaß des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 4. Auguſt 1874, 3. 8211, 
verworfen worden, weil hier nicht die Beſtimmungen des § 97 a. b. G. B., 


welcher die Abſchließung einer Ehe zur Vorausſetzung hat, über deren 


Giltigkeit zu entſcheiden allerdings der Richter berufen iſt, Anwendung 


erleiden, indem mit der vorliegenden Klage der Ausſpruch der Ab- 


ſchließung einer Ehe und der ehelichen Geburt der von der Recurrentin 


geborenen Kinder angeſtrebt wird, worüber nur die politiſche Behörde 


zu entſcheiden berufen iſt und erſt nach erfolgter Eintragung des Trauungs— 
actes in die Matriken die Competenz der Civilgerichte zur Entſcheidung 
über beſtrittene Familien- oder Vermögensrechte eintritt. 


Zur Entſcheidung des zwiſchen dem Gerichte und der Verwaltungs- 


behörde entſtandenen verneinenden Competenzeonflictes hat Thereſia H. 
im Jahre 1878 ſich an das k. k. Reichsgericht gewendet und ſich in 
ihrem Geſuche für die Competenz der Verwaltungsbehörde ausgeſprochen, 


indem fie bemerkte, daß fie auf Grund der vollzogenen Trauungs⸗ 


handlung einen dauerhaften Beweis des geſchloſſenen Ehevertrages 
(8 80 a. b. G. B.) zu erlangen ſuche, daher die Vornahme einer 


beſtimmten Amtshandlung begehre, welche die politiſche Behörde einzu- 


leiten habe, indem darauf hingewieſen wurde, daß die nachträgliche Ein- 
tragung in die Matrik und die Vornahme von Erhebungen zu dieſem Behufe 
nach Hofdecret vom 2. April 1844, J. G. S. Nr. 799, nicht unſtatt⸗ 


haft ſei, daß auch nach dem Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichts- 
hofes vom 16. Jänner 1878, 3. 51 (Sammlung Nr. 191), die Reckiſi⸗ 


cirung der Matriken in den Wirkungskreis der politiſchen Behörde falle, 
den geſetzlichen Vorſchriften es aber entgegen ſei, ein auf Rectificirung 
der Matrike gerichtetes Begehren nicht zum Gegenſtande eines meritorifchen 
Adminiſtrationserkenntniſſes zu machen, ſondern auf den Rechtsweg zu 
verweilen, wohin es nicht gehöre, da dem Civilrichter weder die Führung 
noch die Ueberwachung der Führung dieſer Bücher zuſtehe. 


Mit Erkenntniß vom 23. October 1878, Z. 211, hat hierauf 


das k. k. Reichsgericht zu Recht erkannt, zur Entſcheidung über das 


Begehren der Geſuchſtellerin ſeien die ſtaatlichen Verwaltungsbehörden 


competent. 

In der Begründung wird augeführt, „es unterliege nach dem 
Inhalte des Hofdecrets vom 5. April 1844, J. G. S. Nr. 799, in 
Uebereinſtimmung mit der geſammten Geſetzgebung über das Matrikel— 
weſen keinem Zweifel, daß die von der Geſuchſtellerin beabſichtigte Ein— 
tragung der von ihr eingegangenen Ehe in die Trauungsregiſter und 
die Anmerkung der Ehelichkeit der aus dieſer Verbindung entſproſſenen 
Kinder in den Geburtsregiſtern lediglich don den politiſchen Behörden 
bewilligt werden könne. In Folge des citirten Geſetzes ſeien die dies— 
falls entſcheidungsberechtigten Behörden berufen, diejenigen Thatſachen, 
von welchen dieſe Eintragungen in die Standesregiſter abhängen, im 
eigenen Wirkungskreiſe zu erheben. Nicht minder gehöre die Frage, ob 
die nach eigener Angabe der Geſuchſtellerin urſprünglich unter dem Ehe— 
hinderniſſe des $ 124 a. b. G. B. geſchloſſene Verbindung in Folge 
der nachherigen, jedoch zur Zeit, als die Verbindung bereits durch 
den Tod des einen Theiles gelöst war, eingetretenen geſetzlichen Auf— 
hebung des Ehehinderniſſes convalidirt worden ſei, zur Beurtheilung 
der Verwaltungsbehörden, weil es ſich dabei nicht um jura inter partes, 
ſondern um den objectiven Rechtsbeſtand einer Ehe handle, welcher, un— 


beirrt von jedem Parteiſtandpunkte, lediglich nach unbefangener Wür⸗ 


digung der einſchlägigen rechtlichen und ſachlichen Momente zu erheben 


und feſtzuſtellen iſt. Mit der Erledigung dieſer Frage ſteht aber 


jene der Ehelichkeit der aus der in Rede ſtehenden Verbindung 
entſproſſenen Kinder in untrennbarem Zuſammenhange, weil dieſelbe, 
beziehungsweiſe die verlangte Eintragung in die Geburtsregiſter, eben 
aus dem Grunde der nach ihrer Behauptung eingetretenen Convaleſcirung 
der Ehe, aus der ſie entſprungen, beantragt wird. Alle dieſe Vorfragen 
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ſeien von derjenigen Behörde zu prüfen und zu erledigen, welche über 
die begehrte Eintragung in die Standesregiſter zu entſcheiden habe, 
fie ſeien hingegen kein Gegenſtand der Parteiendispoſition und des Civil- 
proceſſes. 

In Folge dieſes Erkenntniſſes hat das k. k. Miniſterium des 
Innern laut des Erlaſſes vom 21. November 1878, 3. 14.695, den 
Eingangs erwähnten Erlaß der k k. böhmiſchen Statthalterei vom 
15 November 1873 hehoben und dieſelbe beauſtragt, über das geſtellte 
Anſuchen die zweckdienlichen Erhebungen von Amtswegen zu veranlaſſen 
und fodann unter Zugrundelegung des reichsgerichtlichen Erkenntniſſes 
die neuerliche inſtanzmäßige Entſcheidung zu fällen. 

Zur Vorlegung aller Nachweiſe, welche darzukhun vermögen, daß 
die angeblich geſchloſſene Ehe unter Beachtung der bezüglichen Be— 
ſtimmungen des a. b G. B. (mit Ausnahme der in dem § 124 vor⸗ 
geſchriebenen kreisämtlichen Bewilligung) abgeſchloſſen wurde, berief ſich 
Thereſia H. neuerlich auf die bereits angeführten Thatſachen und Um— 
ſtände unter weiterer Namhaftmachung einiger noch lebender Perſonen, 
welche der Trauung beivohnten und bemerkte zugleich, daß, wenn alle 
dieſe Umſtände in ihrem Zuſammenhalte in Erwägung gezogen und 
einer unbeſangenen Prüfung unterworfen würden, wenn die Vorſchriften 
des § 99 a. b. G. B. und des Hofdecretes vom 23. Auguſt 1819, 
J. G. S. Nr. 1595, gebührend gewürdigt werden, wonach die Ver- 
muthung immer für die Giltigkeit der Ehe ſei: — die durch die man— 
gelnde kreisämtliche Bewilligung bedingten übrigen Unterlaſſungen der 
Giltigkeit der unter Beobachtung der religiöſen Ceremonien eingegangenen 
Verbindung nicht nachtheilig ſein können, da ſonſt die durch die kaiſer— 
liche Verordnung vom 29. November 1859 unter Aufhebung des Ehe- 
hinderniſſes des S 124 ausgeſprochene Convalidirung der ohne kreis— 
ämtliche Bewilligung eingegangenen Judenehen niemals möglich wäre; 
daß die Eintragung in das Trauungsregiſter nach $ 80 nur zu einem 
dauerhaften Beweiſe des geſchloſſenen Ehevertrages nothwendig ſei, es 
aber geſtattet ſein müſſe, dieſen mangelnden Beweis durch andere Beweis— 
mittel zu ſuppliren, und daß diesfalls nach den civilrechtlichen und 
politiſchen Vorſchriften den zu erforſchenden, von Amtswegen zu er— 
hebenden Umſtänden volle Beweiskraft zugewieſen werden müſſe, daß 
endlich das Ehehinderniß des mangelnden Aufgebotes durch Nachſicht be— 
hoben werden könne. 

Sohin hat die k. k. böhmiſche Statthalterei mit Erlaß vom 
15. Juli 1880, 3. 29.989, auf Grund der gepflogenen Erhebungen, 
durch welche ſichergeſtellt wurde, daß die von der Geſuchſtellerin be— 
hauptete Trauung am 20. November 1833 in M. durch den Religions- 
lehrer B. aus K. ohne kreisämtliche Bewilligung und geheim vollzogen 
wurde, ſomit anch das vorſchriftsmäßige Aufgebot der Brautleute nicht 
ſtattgeſunden habe; und durch welche weiters nachgewieſen wurde, daß 
der Religionslehrer B., der zur Vornahme der Trauung dieſer Braut— 
leute nach $ 127 a. b. G. B. berufene Rabiner war und dieſe Trauung 
auch in Gegenwart zweier Zeugen vollzogen wurde, ein ſonſtiges 
Ehehinderniß (die Einwilligung der Eltern der minderjährigen Braut 
vorausgeſetzt) aber nicht bekannt iſt — auf Grund der kaiſerlichen Ver— 
ordnung vom 29 November 1859 erkannt, daß der bezügliche Trauungs— 
act als couſtatirt angeſehen und hienach die nachträgliche Matriculirung 
desſelben in der Matrik geſtattet, ſodann auf Grund dieſer Eintragung 
bei dem Umſtande, als Florian F bei ſämmtlichen Geburtsacten der 
von Thereſia H. geborenen Kinder in der Geburtsmatrik als Vater 
bereits eingetragen iſt, die bewirkte Ehelichkeitslegitimation dieſer Kinder 
vorgeſchrieben werde. Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Haudelsminiſteriums. 
Nr. 85. Ausgeg. am 22. Juli. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von der Station Kaſchitz-Schönhof der Eiſenbahn Pilſen-Prieſen 
(Komotau) nach Radonitz, mit einer Abzweigung von Willomitz nach Fünfhunden. 
3. 18.387. 1. Juli. 
| Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normıl- 
ſpurige Localbahn von Kremsmünſter bis Kirchdorf⸗Michldorf. Z. 21.280. 12. Juli. 


k. 


Nr. 86. Ausgeg. am 24. Juli. 

Abdruck von Nr. 80 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 81 R. G. Bl. 

Nr. 87. Ausgeg. am 27. Juli. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 22. Juli 1880, womit für 
Auguſt 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe einer normalſpurigen Schleppbahn 
von dem Eiſenwerke Aumühl der St. Egydy- und Kindberger Eifen- und Stahl⸗ 
induſtrie⸗Geſellſchaft zur Südbahnſtation Kindberg. H.-M. Z. 9422. 23. Juni. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Schluckenau der böhmiſchen Nordbahn zur Brettſäge des F. Ig. Weber. Z. 37.075. 
(H.⸗M. Z. 20.788.) 26. Juni. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Mähr.⸗Neuſtadt der mähriſchen Grenzbahn zur Zuckerfabrik in Mähr.⸗Neuſtadt. 
8. 12.360. (H.⸗M. 8. 22.091.) 8. Juli. 

Nr. 88. Ausgeg. am 29. Juli. 

Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 21. Juli 1880, betreffend 
die Uebernahme des Betriebes der k. k. priv. Erzherzog Albrecht-Bahn durch den 
Staat. Z. 23.502. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. Juli 1880, 3. 15.605, an 
die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Ausnahme von 
Tafeltrauben und Traubenkernen von dem Einfuhrsverbote aus den Ländern der 
ungariſchen Krone. 

Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren anf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juli. 

Nr. 89. Ausgeg. am 31. Juli. | 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 21. Juli 1880, Z. 23.502, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Erzherzog Albrecht-Bahn, betreffend die Ueber⸗ 
nahme des Betriebes dieſer Bahn durch den Staat. 

Nr. 90. Ausgeg. am 3. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 9. Juli 1880, 3 21.549, 
gerichtet an ſämmtliche politiſche Landesſtellen, betreffend die Einſtellung techni- 
ſcher Vorarbeiten für projeetirte Eiſenbahnen, bezüglich welcher die ordnungsmäßig 
ertheilte Bewilligung nicht ausgewieſen wird. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für den Bau einer 


Wiener Gürtelbahn mit Benützung des Wienflußbettes. Z. 20.495. 30. Juni. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Local-Eiſen⸗ 
bahn von Eibiswald zur Station Leibnitz, eventuell zur Station Ehrenhauſen 
der k. k. priv. Südbahn-Geſellſchaft. Z. 17.032. 15. Juli. 
Nr. 91. Ausgeg. am 5. Auguſt. 
Abdruck von Nr. 88 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 89 R. G. Bl. 
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Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von Groß-Enzersdorf, eventuell von Stadlau nach Hof an der March. 
3. 21.980. 29. Juli. 

Nr. 96. Ausgeg. am 17. Auguft. 


Nr. 97. Ausgeg. am 19. Auguſt. 

Abdruck von Nr. 106 R. G. Bl. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Secundärbahn von der Südbahn-Station Pöltſchach nach Sauerbrunn-Rohitſch, 
eventuell von Grobelno über Marein und Sauerbrunn nach Rann. Z. 18.656. 
22. Juli. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe, a. o. Geſandten und bevoll— 
mächtigten Miniſter Alfons Freiherrn de Pont anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe bei der dalmatiniſchen Statt- 
halterei Franz Ritter v. Seifert den Titel und Charakter eines Hofrathes tax⸗ 
frei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗-Berginſpector der Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn Bergrath Leopold Fiedler in Mähriſch⸗Oſtrau das Ritterkreuz des 
Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Polizei⸗Obercommiſſäre der Wiener Polizeidirection Karl Ritter v. Eyberg und 
Joſeph Lezak zu Polizeiräthen daſelbſt ernannt. i 
8 Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Victor Freiherrn v. Hein zum Bezirkshauptmanne und den 
unit Anton Clement zum Statthaltereiſecretär in Steiermark 
ernannt. 

R Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
mit Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes bekleideten Vorſtand des 


Rechnungsdepartements der k. k. Direction der Güter des griechiſch orientaliſchen 


Religionsfondes in Czernowitz Joſeph Kryſpin zum Oberrechnungsrathe und 


Vorſtande des Rechnungsdepartements der Czernowitzer Landesregierung ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hit den Forſtingenieur bei der Görzer Forſt- und 
Domänendirection Hugo Bartſch zum Ober-Forſtingenieur daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Oberingenieursſtelle beim Staatsbaudienſte in Steiermark mit der achten 
Rangsclaſſe, eventuell Ingenieursſtelle in der neunten und Bauadjunctenſtelle in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 4. April. (Amtsbl. Nr. 50.) 


Im unterzeichneten Verlage ist nun vollständig erschienen und 
durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Mayrhofer, Ernst, k. k. Ministerialrath, 
Handbuch 


für den 


Nr. 92. Ausgeg. am 7. Auguſt. 


Nr. 93. Ausgeg am 10. Auguſt. 

Abdruck von Nr. 95 R. G. Bl. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von 
Szatmar über Csenger nach Fehergyarmat. Z. 11.406. 15. Juli. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal- 
ſpurige Secundärbahn von Loboſitz nach Libochowitz mit einer eventuellen Schlepp⸗ 
bahn an die Elbe. Z. 21.651. 19. Juli. 

Nr. 94. Ausgeg. am 12. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 17. Juli 1880, 3. 21.550, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen betreffend den Eiſenbahntransport des Sprengmittels 
„Haloxylin“ aus der Fabrik zu Tüffer. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
NeuhausPocatek nach Iglau. Z. 21.010. 14. Juli. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahn 


von Preßburg nach Zarändfalu, eventuell Straß⸗Sommerein. Z. 12.111. 19. Juli. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahn 
von Zombor bis Apatin. Z. 12.054. 19. Juli. 

Nr. 95. Ausgeg. am 14. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 25. Juli 1880, 3. 21.660, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend den Eiſenbahntransport des Sprengmittels 
„Carboazotine“ aus der Fabrik zu Dombrau. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Rakonitz nach Aich bei Carlsbad. Z. 22.666. 29. Juli. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. eee 


politischen Verwaltungsdienst 


in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
mit besonderer Berücksichtigung 
der diesen Ländern gemeinsamen Gesetze und Verordnungen. 
Trerte vermehrte und verbesserte Auflage 1880 81. 
Drei Bände. Umfang zweihundert ein Druckbogen.gr. &-Format.= 
Preis fl. 21.— geheftet, fl. 24 in Halbleder-Drahthänden. 


„Um die Anschaffung des Werkes zu erleichtern, gewähren wir nach vor- 
herigem schriftlichen Uebereinkommen monatliche Ratenzahlungen.“ 


j 
MAN che . L. Hof-Verlags- u. Uutrers-Buchhanduug in WIEN. 
ee re er | 
Die Buchhandlung von Moriz Perles in Wien, Bauerumarkt 11 
hält vorräthig die ſoeben vollſtändig gewordene vierte Auflage von 
Mayrhofer, Handbuch für den politiſchen Verwaltungsdienſt, 
3 Bände geheftet fl. 21.—, gebunden fl. 24.— 
und empfiehlt ihr reichhaltiges Lager an juridiſcher und allgemeiner 
Literatur. Kataloge auf Wunſch gratis und franco überallhin. 


| 
EFT Diezu als Beilage: Bogen 34 und 35 der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 
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